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Verordnungsregress
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Leitsätze 1. Eine Kassenärztliche Vereinigung kann
mit vom Beschwerdeausschuss
festgestellten, aber wegen vor dem
Sozialgericht erhobenen Klagen noch
nicht bestandskräftigen
Verordnungsregressen auch nach
Beendigung der vertragsärztlichen
Zulassung mit einem Honoraranspruch
des Arztes aufrechnen.
2. Die Kassenärztlicher Vereinigung
Hessen kann Verordnungsregresse mit
dem Anspruch auf Teilnahme an der
Erweiterten Honorarverteilung
aufrechnen.

Normenkette SGG § 86b Abs. 2
BGB § 387
BMV-Ä 52
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1. Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung vom 17.07.2020 wird
abgelehnt. 2. Der Antragsteller hat die notwendigen Verfahrenskosten fÃ¼r das
einstweilige Anordnungsverfahren zu tragen. 3. Der Streitwert fÃ¼r das einstweilige
Anordnungsverfahren wird auf 5.350,32 EUR festgesetzt.

GrÃ¼nde:

I.

Der Antragsteller wendet sich gegen die Aufrechnung seiner BezÃ¼ge aus der
Erweiterten Honorarverteilung (EHV) mit Regressforderungen aufgrund einer
Heilmittel-RichtgrÃ¶Ã�enprÃ¼fung 2014 und einer ArzneimittelkostenprÃ¼fung im
Umfang von insgesamt 16.744,51 EUR.

Der Antragsteller war als Facharzt fÃ¼r Allgemeinmedizin zur vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung seit 01.02.1992 bis 31.12.2017 mit Praxissitz in A-Stadt zugelassen. Seit
01.07.2016 nimmt er an der EHV der Beklagten teil. Er erhÃ¤lt monatlich 2.541,50
EUR aus der EHV, aktuell 2.551,77 EUR brutto bzw. 2.480,32 EUR netto. Ferner
erhÃ¤lt er von der Berliner Ã�rzteversorgung seit 01.07.2016 monatlich 1.523,12
EUR.

Der Beschwerdeausschuss der Ã�rzte und Krankenkassen in Hessen wies mit
Beschluss vom 16.08.2017 den Widerspruch des Antragstellers gegen den Bescheid
der PrÃ¼fungsstelle der Ã�rzte und Krankenkassen vom 14.12.2016 im Rahmen der
Heilmittel-RichtgrÃ¶Ã�enprÃ¼fung 2014 wegen der Ã�berschreitung des
zugestandenen RichtgrÃ¶Ã�en-Volumens fÃ¼r die Heilmittelverordnungen im Jahre
2014 in HÃ¶he von 10.573,45 EUR (netto) zurÃ¼ck. Die hiergegen am 13.02.2018
eingelegte Klage ist bei dem SG Marburg unter dem Az.: S 17 KA 10/18 anhÃ¤ngig.
Der Beschwerdeausschuss wies mit Beschluss vom 11.09.2019 den Widerspruch
des Antragstellers gegen den Bescheid der PrÃ¼fungsstelle vom 07.12.2017, in
dem auf Antrag der BKK Herkules ein Arzneimittelkostenregress fÃ¼r Verordnungen
im Einzelfall, nÃ¤mlich fÃ¼r die Verordnungen von Fentanyl Pflastern fÃ¼r die
Quartale I/14 bis II/15 und II/16 bis IV/16 in HÃ¶he von 6.171,06 EUR festgesetzt
worden war, zurÃ¼ck. Die hiergegen am 20.12.2019 eingelegte Klage ist beim SG
Marburg unter dem Az.: S 17 KA 415/19 anhÃ¤ngig.

Die Antragsgegnerin teilte dem Antragsteller unter Datum vom 06.03.2020 mit,
nachdem ihr die PrÃ¼fungsstelle den Bescheid (gemeint ist der Bescheid des
Beschwerdeausschusses vom 11.09.2019) weitergeleitet habe, werde sie das
Honorarkonto im 4. Quartal 2019 mit 6.171,06 EUR belasten. Da das ehemalige
Honorarkonto kein Guthaben ausweise, bitte sie um Ã�berweisung bis zum
23.03.2020. Der Antragsteller wies mit Schreiben vom 18.03.2020 darauf hin, dass
grundsÃ¤tzlich eine Aufrechnung der Antragsgegnerin bei VertragsÃ¤rzten, welche
aus der vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit ausgeschieden wÃ¤ren, nicht durch die
Antragsgegnerin mÃ¶glich wÃ¤re. Die Antragsgegnerin teilte dem Antragsteller
unter Datum vom 05.05.2020 mit, nach der erfolglosen Zahlungsaufforderung
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gegenÃ¼ber dem Antragsteller betreffend das Ã¼berzahlte Honorarkonto werde sie
den Ã�berzahlungsbetrag mit den monatlichen EHV-Zahlungen verrechnen. Dies
erfolge auf der Grundlage des Â§ 30 der PrÃ¼fvereinbarung i.V.m. Â§ 52 BMV-Ã�.
Die Antragsgegnerin teilte dem Antragsteller unter Datum vom 07.05.2020 mit, sie
habe das ehemaliges Honorarkonto mit dem Betrag von 16.744,51 EUR belastet.
Sie bitten um Ã�berweisung bis zum 15.05.2020, andernfalls werde sie den Betrag
mit dem Honorarkonto EHV 424121408 verrechnen. Die Antragsgegnerin teilte dem
Antragsteller unter Datum vom 05.06.2020 mit, dass eine Tilgungsvereinbarung
fÃ¼r Arzneimittel-, Heilmittel und Sprechstundenbedarfsregresse nicht mÃ¶glich
sei. Sie werde jedoch stattdessen eine Aufrechnung mit dem EHV-Konto vornehmen.
Damit der gesamte Betrag der Ã�berzahlung des ehemaligen Honorarkontos in
HÃ¶he von 16.050,96 EUR (Regress in HÃ¶he 6.171,06 EUR, Arzneimittel I/14-II/15,
gebucht am 02.03.2020 in IV/19, und Regress in HÃ¶he von 10.573,45 EUR,
RichtgrÃ¶Ã�e Heilmittel I/14-IV/14, gebucht am 14.01.2019 in IV/18, sowie
Gutschrift in HÃ¶he von 693,55 EUR fÃ¼r die Neuberechnung des Honorarbescheids
I/17) ausgeglichen werde, wÃ¼rden ab Juli 2020 bis Dezember 2020 die volle EHV-
Zahlung in HÃ¶he von 2.541,50 (getilgt dann: 15.249,60 EUR) sowie der dann noch
ausstehenden Betrag in HÃ¶he von 801,36 EUR von der Januar 2021-Zahlung
einbehalten werden.

Der Antragsteller hat am 17.07.2020 den Antrag auf Anordnung der aufschiebenden
Wirkung gestellt. Er trÃ¤gt vor, die Antragsgegnerin sei nicht befugt zur
Aufrechnung mit dem Anspruch auf Teilnahme an der EHV nach Â§ 387 BGB i. V. m. 
Â§ 69 Abs. 1 Satz 3 SGB V. In der ab 2017 geltenden Fassung der neustrukturierten 
Â§Â§ 106 ff. SGB V seien explizite Vollstreckungsregelungen nicht mehr vorhanden.
Nach Â§ 30 der PrÃ¼fvereinbarung wÃ¼rden nur rechtskrÃ¤ftig festgestellte
Regressforderungen dem VerteilungsschlÃ¼ssel unterliegen. Eine ErmÃ¤chtigung
zur Einbehaltung des Honorars sei hier nicht gegeben. Sofern man Â§ 30 Abs. 1 der
PrÃ¼fvereinbarung analog auch fÃ¼r die RÃ¼ckforderung von Regressen fÃ¼r
sonstige SchÃ¤den und RichtgrÃ¶Ã�enprÃ¼fungen heranziehen mÃ¶chte, sei zu
berÃ¼cksichtigen, dass hier nur mit originÃ¤ren HonoraransprÃ¼chen der
KassenÃ¤rztlichen Vereinigung aufgerechnet werden kÃ¶nne. Dieses ergebe sich
denklogisch schon dadurch, dass die PrÃ¼fvereinbarung bzw. Rahmenvorgaben zu
den WirtschaftlichkeitsprÃ¼fungen ab dem 01.01.2017 Ã¼berhaupt keine
HonoraransprÃ¼che aus EHV kennen wÃ¼rden. Insofern sei die hier durch die
Antragsgegnerin vorgenommene Aufrechnung rechtswidrig und ohne
Rechtsgrundlage. GemÃ¤Ã� Â§ 52 Abs. 2 BMV-Ã� sei eine Aufrechnung nur
mÃ¶glich, wenn in einem erstinstanzlichen Urteil das Sozialgericht die Forderung
bestÃ¤tigt habe. Nach Beendigung der Zulassung sei eine Aufrechnung mit
Honorarforcierungen nicht mÃ¶glich und seien daher die Regress- und
SchadensersatzbetrÃ¤ge an die Krankenkasse zur unmittelbaren Einziehung
abzutreten. Es liege eine rechtswidrige Vollziehung bzw. Beitreibung der
RegressbetrÃ¤ge der Antragsgegnerin vor. Die Voraussetzung fÃ¼r den
Anordnungsgrund lÃ¤gen vor. Er erhalte neben der EHV-Zahlung zusÃ¤tzlich
Rentenzahlungen aus dem Ã¤rztlichen Versorgungswerk in HÃ¶he von 1.523,12
EUR monatlich. Es sei zu erheblichen finanziellen EngpÃ¤ssen gekommen. Da nicht
absehbar sei, wann die Hauptsacheentscheidungen entschieden wÃ¼rden, sei bis
dahin zumindest die offensichtlich rechtswidrige Vollstreckung der RegressbetrÃ¤ge
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durch die Antragsgegnerin einzustellen und auch die bisher einbehaltenen
Abschlagszahlungen auszukehren. FÃ¼r die PrÃ¼fung der bis einschlieÃ�lich
31.12.2016 verordneten Leistungen wÃ¼rden die Regelungen in den Â§Â§ 84, 106,
296 und 297 in der bis zum 31.12.2016 geltenden Fassung gelten. Eine
eigenmÃ¤chtige Aufrechnung der Regressforderungen mit laufenden EHV-
Zahlungen stehe der Antragsgegnerin weder nach altem noch nach neuem Recht
zu. Der Antragsteller hat eine eidesstattliche Versicherung zur Gerichtsakte
gereicht.

Der Antragsteller beantragt,

die Antragsgegnerin zu verpflichten, die monatlichen BezÃ¼ge aus der EHV an ihn
ab dem 01.08.2020 im gleichen Umfang wie bisher, nÃ¤mlich in HÃ¶he von
2.541,80 EUR monatlich, auszuzahlen und die einbehaltenen BetrÃ¤ge spÃ¤testens
bis zum 31.08.2020 zu erstatten.

Die Antragsgegnerin beantragt,

den Antrag abzulehnen.

Sie trÃ¤gt vor, das Honorarkonto des Antragsstellers habe im Quartal IV/19 mit
einer Ã�berzahlung von 16.050,96 EUR abgeschlossen. Aufgrund der Tatsache, dass
der Antragsteller nicht mehr vertragsÃ¤rztlich tÃ¤tig sei und somit keine
VerrechnungsmÃ¶glichkeit mit laufenden Honorarzahlungen bestehe, sei der
Antragsteller am 06.03.2020 gebeten worden, den RÃ¼ckforderungsbetrag der
letzten Belastung in HÃ¶he 6.171,06 bis zum 23.03.2020 zurÃ¼ckzuzahlen. Sie
habe dann mit Schreiben vom 05.05.2020 die Aufrechnung mit seinen EinkÃ¼nften
aus der EHV erklÃ¤rt und in der Folge die EHV-Zahlungen der Monate Mai, Juni, und
Juli jeweils in voller HÃ¶he, insgesamt einen Betrag in HÃ¶he von 7.440,96 EUR
einbehalten. Zum Zeitpunkt der Antragsstellung sei der Antragssteller noch mit
einem Betrag in HÃ¶he von 8.610,00 EUR Ã¼berzahlt. Der Antrag auf Anordnung
der aufschiebenden Wirkung sei bereits unzulÃ¤ssig, da kein Verwaltungsakt
vorliege. Gehe man von einem Antrag auf eine Regelungsanordnung, aus, so sei
dieser Antrag unbegrÃ¼ndet. Es bestehe bereits kein Anordnungsanspruch. Der
Antragsgegner nehme nach den GrundsÃ¤tzen der Erweiterten Honorarverteilung
(GEHV) an der EHV teil und bezieht daraus monatliche Zahlungen in HÃ¶he von
2.551,77 EUR brutto bzw. 2.480,32 EUR netto. Sie habe den durch die BeschlÃ¼sse
des Beschwerdeausschusses festgesetzten RÃ¼ckforderungsbetrag in HÃ¶he von
insgesamt 16,744,51 EUR wirksam mit den Honorarzahlungen aus der EHV
aufgerechnet. Sie hafte entsprechend Â§ 53 BMV-Ã� aus der GesamtvergÃ¼tung
fÃ¼r ErstattungsansprÃ¼che. Entsprechend habe auch die RÃ¼ckabwicklung
innerhalb der getrennten Rechtskreise Vertragsarzt â�� KassenÃ¤rztliche
Vereinigung und KassenÃ¤rztliche Vereinigung â�� Krankenkasse zu erfolgen und
die KassenÃ¤rztliche Vereinigung habe wiederum in der jeweiligen HÃ¶he
RÃ¼ckforderungsansprÃ¼che gegen den Vertragsarzt, die sie mit laufenden
HonoraransprÃ¼chen des Vertragsarztes aufrechnen kÃ¶nne. Die
RÃ¼ckforderungsansprÃ¼che seien fÃ¤llig, da die Klage gemÃ¤Ã� Â§ 106c Abs. 3
Satz 5 SGB V keine aufschiebende Wirkung habe. Die PrÃ¼fvereinbarung, welche
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zum 01.01.2017 in Kraft getreten sei, sehe in Â§ 30 Abs. 2 â�� entsprechend der bis
zum 01.01.2017 gÃ¼ltigen Gesetzeslage â�� noch vor, dass die Buchung von
Nachforderungen und der sonstigen, von den PrÃ¼fgremien festgestellten
SchadensersatzansprÃ¼che der Krankenkassen erst nach dem rechtskrÃ¤ftigen
Abschluss des PrÃ¼fungsverfahrens erfolge. Aufgrund des Abschlusses der
Verhandlungen zur PrÃ¼fvereinbarung vor dem 01.01.2017, nÃ¤mlich zum
14.11.2016, hÃ¤tten die Vertragspartner nicht mehr die Neuregelung des Â§ 106c
Abs. 3 Satz 5 SGB V aufnehmen kÃ¶nnen. Die gesetzliche Regelung des Â§ 106c
Abs. 3 Satz 5 SGB V sehe jedoch seit dem 01.01.2017 vor, dass Klagen gegen
BeschlÃ¼sse des Beschwerdeausschusses keine aufschiebende Wirkung zukÃ¤men,
weshalb die PrÃ¼fvereinbarung nicht mehr die Nichtvollziehung bis zur
Bestandskraft der PrÃ¼fungsentscheidung festlegen kÃ¶nne. Sie habe die
Aufrechnung mit Schreiben vom 05.05.2020 erklÃ¤rt. Auch ein Anordnungsgrund
liege nicht vor. Der Antragsteller habe weder dargelegt noch glaubhaft gemacht,
dass die ihm aus den PrÃ¼fungen und der erfolgten Verrechnung der
RÃ¼ckforderungen mit den EHV-Zahlungen erwachsenden finanziellen Nachtelle
gravierende Auswirkungen auf seine LiquiditÃ¤t hÃ¤tten. Die bis zum 01.01.2017 in 
Â§ 106 Abs. 5c Satz 5 SGB V geregelte MÃ¶glichkeit, entsprechend Â§ 76 Abs. 2 Nr.
1 und 3 SGB IV RÃ¼ckforderungen zu stunden oder zu erlassen, wenn diese den
Vertragsarzt wirtschaftlich gefÃ¤hrdeten, habe keine RatenzahlungsmÃ¶glichkeit
vorgesehen, denn Stundung bedeute Zeitaufschub. Und auch hierfÃ¼r sei von
Gesetzes wegen vorgesehen gewesen, dass vom Arzt eine erhebliche HÃ¤rte bei
sofortiger Einziehung nachzuweisen sei. In dem vorliegend anzuwendenden Â§ 106
SGB V ab dem 01.01.2017 sei diese MÃ¶glichkeit einer Stundung oder eines
Erlasses der RÃ¼ckforderung zudem nicht mehr vorgesehen.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Ã¼brigen Inhalt der Gerichtsakten
verwiesen.

II.

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung ist zulÃ¤ssig, aber
unbegrÃ¼ndet.

Das Gericht der Hauptsache kann auf Antrag einen Erlass einer einstweiligen
Anordnung in Bezug auf den Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr besteht,
dass durch eine VerÃ¤nderung des bestehenden Zustands die Verwirklichung eines
Rechts des Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert werden kÃ¶nnte.
Einstweilige Anordnungen sind auch zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustandes in
Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig, wenn eine solche Regelung
zur Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint (Â§ 86b Abs. 2 S. 1 u. 2
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG). Es mÃ¼ssen ein Anordnungsanspruch und ein
Anordnungsgrund glaubhaft gemacht werden (Â§ 920 Zivilprozessordnung i. V. m. 
Â§ 86b Abs. 2 S. 4 SGG).

Ein Anordnungsanspruch ist nach der im einstweiligen Anordnungsverfahren
gebotenen kursorischen Ã�berprÃ¼fung nicht ersichtlich. Im Ã�brigen fehlt es an
einem Anordnungsgrund.
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Ein Anordnungsanspruch ist nicht ersichtlich.

Die Beklagte war zur Aufrechnung grundsÃ¤tzlich befugt. Es besteht eine
Aufrechnungslage. Auch nach Ausscheiden des Antragstellers aus der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung ist die Antragsgegnerin weiterhin zustÃ¤ndig. Auf
die erstinstanzliche BestÃ¤tigung der Klagen gegen die Regressbescheide kommt
es nicht an. Die Klagen gegen die Regressbescheide haben keine aufschiebende
Wirkung. Eine Aufrechnung kann mit dem Anspruch auf Teilnahme an der
Erweiterten Honorarverteilung erfolgen.

Die Beklagte ist zustÃ¤ndig und berechtigt zur Aufrechnung der
Arzneikostenregresse mit den BezÃ¼gen aus der EHV.

Eine Aufrechnung nach den Â§Â§ 51, 52 SGB I scheidet aus, da diese Vorschriften
auf Honorarzahlungen an VertragsÃ¤rzte auf der Grundlage von Â§ 87b Abs. 1 Satz
1 SGB V schon deshalb nicht anwendbar sind, weil solche Zahlungen keine
Sozialleistungen darstellen, die dem Vertragsarzt zur Verwirklichung seiner sozialen
Rechte zukommen sollen (vgl. BSG, Urt. v. 07.02.2007 â�� B 6 KA 6/06 R â�� SozR
4-2500 Â§ 85 Nr. 31 = BSGE 98, 89). Entsprechend anwendbar sind aber allgemein
fÃ¼r die Ã¶ffentlich-rechtlichen SchuldverhÃ¤ltnisse des Vertragsarztrechts im
Wege der LÃ¼ckenfÃ¼llung die Vorschriften des Allgemeinen Schuldrechts Ã¼ber
die Aufrechnung in Â§Â§ 387 ff. BGB (vgl. BSG, Urt. v. 07.02.2007 â�� B 6 KA 6/06 R
â�� SozR 4-2500 Â§ 85 Nr. 31 = BSGE 98, 89, juris Rdnr. 18; BSG, Urt. v. 23.03.2011
â�� B 6 KA 14/10 R â�� BSGE 108, 56 = SozR 4-2500 Â§ 85 Nr. 62, juris Rdnr. 13).
Dies gilt auch fÃ¼r eine Aufrechnung mit AnsprÃ¼chen aus der EHV (LSG Hessen,
Urt. v. 13.07.2011 â�� L 4 KA 52/10 â�� unverÃ¶ff.).

Mit der AnkÃ¼ndigung einer Belastung des Honorarkontos bei der
nÃ¤chstfolgenden Honorarabrechnung (= Aufrechnung) wird der Betrag gefordert
(vgl. BSG, Urt. v. 29.11.2017 â�� B 6 KA 33/16 R â�� SozR 4-2500 Â§ 106a Nr. 17,
juris Rdnr. 15). Die Aufrechnung wird als MaÃ�nahme des "auÃ�ergerichtlichen
Selbsthilfezugriffs" in der Regel noch nicht mit der bloÃ�en AnkÃ¼ndigung der
Einstellung einer bestimmten Forderung in das Honorarkonto, sondern erst mit
einer verbindlichen Mitteilung der in das Honorarkonto tatsÃ¤chlich eingestellten
Buchungsposten (im Rahmen des nÃ¤chsten Quartalshonorarbescheids) als
auÃ�enwirksame Regelung umgesetzt (vgl. BSG, Beschl. v. 11.09.2019 â�� B 6 KA
24/18 B â�� juris Rdnr. 10). Die Antragsgegnerin hat mit Schreiben vom 05.06.2020
Ã¼ber die Buchung beider Regresse in das Honorarkonto des Antragstellers
informiert und Ã¼ber die hieraus folgende Verrechnung mit der EHV-Zahlung ab Juli
2020 informiert.

Es besteht auch eine Aufrechnungslage (Â§ 387 BGB), da eine aufrechenbare
Gegenforderung von der Antragsgegnerin geltend gemacht werden kann. GemÃ¤Ã�
Â§ 389 BGB bewirkt die Aufrechnung, dass gegenseitige gleichartige und fÃ¤llige
Forderungen (Â§ 387 BGB), soweit sie sich decken, nach entsprechender
AufrechnungserklÃ¤rung (Â§ 388 BGB) und ohne dass Aufrechnungshindernisse
bestehen, als in dem Zeitpunkt erloschen gelten, in welchem sie zur Aufrechnung
geeignet einander gegenÃ¼bergetreten sind.
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Die Antragsgegnerin kann die vom Beschwerdeausschuss festgesetzten Regresse
nach Â§ 52 BMV-Ã� "Durchsetzung festgestellter SchadenersatzansprÃ¼che"
gegenÃ¼ber dem Antragsteller aufrechnen. Mit der Festsetzung durch den
Beschwerdeausschuss besteht eine vollziehbare Forderung, da jedenfalls von einer
Nichtigkeit der Bescheide nicht auszugehen ist.

Anders als bei der Erstattung Ã¤rztlicher VergÃ¼tung steht der Anspruch auf Ersatz
eines sonstigen Schadens oder der Kosten, die der Krankenkasse aufgrund
unwirtschaftlicher Ã¤rztlicher Verordnungen entstanden sind, unmittelbar der
Krankenkasse gegenÃ¼ber dem einzelnen Vertragsarzt zu. Die Krankenkasse
verlangt in diesem Fall von dem Arzt auch nicht die RÃ¼ckzahlung von Honorar.
Vielmehr geht es um den Ersatz eines der Krankenkassen entstandenen Schadens,
den der Arzt verursacht hat. Das gilt auch fÃ¼r den Verordnungsregress, bei dem
es sich um einen besonderen Typus des Schadensersatzanspruchs handelt. Der
Umstand, dass der Verordnungsregress eine MaÃ�nahme der
WirtschaftlichkeitsprÃ¼fung i. S. des Â§ 106 SGB V ist und dass es deshalb â��
anders als beim Ersatz eines sonstigen Schadens i. S. des Â§ 48 BMV-Ã� â�� auf ein
Verschulden des Arztes nicht ankommt, steht dem nicht entgegen. Aus der
Trennung der Rechtskreise mit typischerweise fehlenden unmittelbaren
Rechtsbeziehungen zwischen Krankenkassen und Arzt folgt fÃ¼r den
Verordnungsregress oder den Ersatz eines sonstigen Schadens nur, dass die
Krankenkasse ihre AnsprÃ¼che nicht unmittelbar gegenÃ¼ber dem Arzt mit der
Leistungsklage geltend machen kann, sondern darauf angewiesen ist, ein Verfahren
bei den PrÃ¼fgremien einzuleiten, als dessen Ergebnis ein entsprechender Regress
gegenÃ¼ber dem Arzt festgesetzt werden kann. Dies Ã¤ndert jedoch nichts daran,
dass auch die PrÃ¼fgremien in dieser Konstellation nicht Ã¼ber einen Anspruch der
KassenÃ¤rztlichen Vereinigung gegenÃ¼ber dem Arzt, sondern Ã¼ber einen
Anspruch unmittelbar der Krankenkasse gegenÃ¼ber dem Arzt entscheiden. Von
daher haftet die KassenÃ¤rztliche Vereinigung fÃ¼r AnsprÃ¼che von
Krankenkassen, die auf Ersatz eines Schadens gerichtet sind. Dasselbe gilt fÃ¼r
AnsprÃ¼che einer Krankenkasse aufgrund einer WirtschaftlichkeitsprÃ¼fung, die
nicht das Ã¤rztliche Honorar, sondern das Verordnungsverhalten des Arztes zum
Gegenstand haben (vgl. BSG, Urt. v. 28.10.2015 â�� B 6 KA 15/15 R â�� SozR
4-2500 Â§ 106 Nr. 52, juris Rdnr. 13 ff. m.w.N.; SG Marburg, Gerichtsb. V.
19.10.2016 â�� S 12 KA 232/16 â�� juris Rdnr. 15). Entsprechen bleibt auch die
ZustÃ¤ndigkeit der PrÃ¼fgremien fÃ¼r die Festsetzung einer HonorarkÃ¼rzung
oder eines Regresses bestehen unabhÃ¤ngig davon, ob der Vertragsarzt zum
Zeitpunkt der Festsetzung noch vertragsÃ¤rztlich tÃ¤tig ist (vgl. BSG, Urt. v.
28.10.2015 â�� B 6 KA 45/14 R â�� SozR 4-2500 Â§ 106 Nr. 53, juris Rdnr. 16).

Ã�ber die ErfÃ¼llung von nachgehenden BerichtigungsansprÃ¼chen sowie
SchadenersatzansprÃ¼chen aus Feststellungen der PrÃ¼fgremien treffen die
Vertragspartner der GesamtvertrÃ¤ge und die Vertragspartner der
PrÃ¼fvereinbarung nÃ¤here Regelungen (Â§ 52 Abs. 1 BMV-Ã�). Sie haben hierbei
folgende GrundsÃ¤tze zu berÃ¼cksichtigen: Die KassenÃ¤rztliche Vereinigung
erfÃ¼llt Schadenersatzanforderungen der Krankenkassen durch Aufrechnung gegen
Honorarforderungen des Vertragsarztes, wenn in einem erstinstanzlichen Urteil
eines Sozialgerichts die Forderung bestÃ¤tigt wird. Soweit eine Aufrechnung nicht
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mÃ¶glich ist, weil Honorarforderungen des Vertragsarztes gegen die
KassenÃ¤rztliche Vereinigung nicht mehr bestehen, tritt die KassenÃ¤rztliche
Vereinigung den Anspruch auf Regress- und SchadenersatzbetrÃ¤ge an die
Krankenkasse zur unmittelbaren Einziehung ab (Â§ 52 Abs. 2 BMV-Ã�).

Als Schadensersatzforderung in diesem Sinne sind auch Forderungen der
Krankenkasse aus einem Regress wegen unwirtschaftlicher Verordnung anzusehen.
In diesen Bestimmungen ist keine Ã�bernahme der Haftung durch die
KassenÃ¤rztliche Vereinigung fÃ¼r Forderungen der Krankenkasse gegenÃ¼ber
dem Vertragsarzt zu sehen, sondern bloÃ�e Einziehungsregelungen, die der
Krankenkasse die Durchsetzung ihrer AnsprÃ¼che erleichtern, aber eine
Verpflichtung der KassenÃ¤rztlichen Vereinigung nur bezogen auf die
ordnungsgemÃ¤Ã�e DurchfÃ¼hrung des Verfahrens und die anschlieÃ�ende
AbfÃ¼hrung des ErlÃ¶ses an die Krankenkasse begrÃ¼nden. Das Risiko, dass die
Forderung der Krankenkasse nicht auf dem Weg Ã¼ber eine Verrechnung mit
HonoraransprÃ¼chen des Arztes realisiert werden kann, wird nicht auf die
KassenÃ¤rztliche Vereinigung Ã¼bertragen. Das wird auch daran deutlich, dass die
ZustÃ¤ndigkeit der KassenÃ¤rztlichen Vereinigung fÃ¼r die Realisierung der
Schadensersatzforderung in den bundesmantelvertraglichen Regelungen
Ã¼bereinstimmend auf den Fall begrenzt wird, dass eine Aufrechnung mit
HonoraransprÃ¼chen erfolgen kann. Wenn eine Aufrechnung dagegen nicht
mÃ¶glich ist, weil Honorarforderungen des Vertragsarztes gegen die
KassenÃ¤rztliche Vereinigung nicht mehr bestehen, "tritt die KassenÃ¤rztliche
Vereinigung den Anspruch auf Regress- und SchadensersatzbetrÃ¤ge" an die
Krankenkasse zur unmittelbaren Einziehung ab (vgl. BSG, Urt. v. 28.10.2015 â�� B 6
KA 15/15 R â�� SozR 4-2500 Â§ 106 Nr. 52, juris Rdnr. 16 m.w.N.). Die
Einziehungsbefugnis der KassenÃ¤rztlichen Vereinigung besteht grundsÃ¤tzlich
unabhÃ¤ngig vom Bestehen der Zulassung. Sie besteht auch noch nach der
Beendigung der Zulassung zur vertragsÃ¤rztlichen Versorgung. Die
KassenÃ¤rztliche Vereinigung ist zur Durchsetzung ihrer Forderung gegenÃ¼ber
dem Vertragsarzt nicht auf die Aufrechnung mit HonoraransprÃ¼chen beschrÃ¤nkt,
sondern kann den durch die PrÃ¼fgremien bestandskrÃ¤ftig festgesetzten
Anspruch auch gegenÃ¼ber einem ausgeschiedenen Vertragsarzt geltend machen
(vgl. BSG, Urt. v. 28.10.2015 â�� B 6 KA 15/15 R â�� SozR 4-2500 Â§ 106 Nr. 52,
juris Rdnr. 19 m.w.N.).

Soweit Â§ 52 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2 BMV-Ã� eine solche
Aufrechnungsverpflichtung nur vorsieht, wenn die Forderung der Krankenkasse in
einem erstinstanzlichen Urteil eines Sozialgerichts bestÃ¤tigt worden ist, steht
dieser Grundsatz einer Aufrechnung jedenfalls dann nicht entgegen, wenn es allein
deswegen nicht zur DurchfÃ¼hrung eines sozialgerichtlichen Verfahrens gekommen
ist, weil der Vertragsarzt die Bescheide der PrÃ¼fgremien bestandskrÃ¤ftig werden
lieÃ� (vgl. BSG, Urt. v. 03.02.2010 â�� B 6 KA 30/08 R â�� BSGE 105, 224 = SozR
4-2500 Â§ 85 Nr. 52, juris Rdnr. 18). Im Ã�brigen gilt diese BeschrÃ¤nkung nur im
VerhÃ¤ltnis zwischen KassenÃ¤rztlicher Vereinigung und Krankenkasse, ansonsten
wÃ¼rde diese Regelung gegen Â§ 106c Abs. 3 Satz 5 SGB V verstoÃ�en (vgl. BSG,
Beschl. v. 29.08.2011 â�� B 6 KA 18/11 R â�� SozR 4-1500 Â§ 86a Nr. 2, juris Rdnr.
13).

                             8 / 13

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%2015/15%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%2015/15%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%2015/15%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%2030/08%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%20105,%20224
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/106c.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%2018/11%20R


 

Auf die Bestandskraft oder erstinstanzliche gerichtliche BestÃ¤tigung zur
Einziehung der Forderung kommt es seit der systematischen Neuordnung des
Neunten Titels des SGB V â�� Wirtschaftlichkeits- und AbrechnungsprÃ¼fung â��
durch Art. 2 Nr. 6 bis 8 Gesetz zur StÃ¤rkung der Versorgung in der gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV-VersorgungsstÃ¤rkungsgesetz â�� GKV-VSG) vom
16.07.2015 m. W. v. 01.01.2017 (Art. 20 GKV-VSG) nicht mehr an.

Der mit dem Sechsten Gesetz zur Ã�nderung des Sozialgerichtsgesetzes (6.
SGGÃ�ndG) vom 17.08.2001 (BGBl. I, Seite 2144) eingefÃ¼gte Â§ 106 Abs. 5 Satz 7
SGB V bestimmte, dass (nur) die Klage gegen eine vom Beschwerdeausschuss
festgesetzte "HonorarkÃ¼rzung" keine aufschiebende Wirkung hat. Die EinfÃ¼gung
des Satzes 7 war deshalb erfolgt, weil mit dem 6. SGG-Ã�nderungsgesetz das
Regel-/AusnahmeverhÃ¤ltnis bzgl. des Eintritts aufschiebender Wirkung (bis dahin:
grundsÃ¤tzlich keine aufschiebende Wirkung) gleichsam umgekehrt worden war.
Nach den neuen Â§Â§ 86a, 86b SGG entfÃ¤llt heute die aufschiebende Wirkung des
Rechtsbehelfs nur dann, wenn dies im Gesetz geregelt ist. Die GesetzesÃ¤nderung
wurde aber von der Rechtsprechung so verstanden, dass Â§ 106 Abs. 5 Satz 7 SGB
V Klagen gegen Arzneikostenregresse nicht erfasste. Der Gesetzgeber hÃ¤tte
andernfalls eine aufschiebende Wirkung fÃ¼r alle Klagen gegen Entscheidungen
oder BeschlÃ¼sse des Beschwerdeausschusses ausschlieÃ�en mÃ¼ssen (vgl. LSG
Rheinland-Pfalz, Beschl. v. 25.10.2010 â�� L 5 KA 45/10 B ER â�� juris Rn. 9; SG
Marburg, Beschl. v. 23.08.2007 â�� S 12 KA 316/07 ER â�� juris Rdnr. 21). Lediglich 
Â§ 106 Abs. 5a Satz 11 SGB V in der bis zum GKV-VSG geltenden Fassung sah vor,
dass Klagen gegen Entscheidungen des Beschwerdeausschusses aufgrund von
RichtgrÃ¶Ã�enprÃ¼fungen der Verordnungsweise keine aufschiebende Wirkung
haben.

Nach Â§ 106c Abs. 3 Satz 5 SGB V i. d. F. des Art. 2 Nr. 8 GKV-VSG hat die Klage
gegen eine vom Beschwerdeausschuss festgesetzte MaÃ�nahme keine
aufschiebende Wirkung. Von dieser Regelung werden auch alle
Arzneikostenregresse erfasst (vgl. Ulrich in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB V, 4.
Aufl., Â§ 106c SGB V (Stand: 15.06.2020), Rdnr. 102), wenn auch die
EntwurfsbegrÃ¼ndung lapidar davon ausgeht, die Regelung in Absatz 3 entspreche
dem bisherigen Â§ 106 Abs. 5 Satz 3 ff. (vgl. BT-Drs. 18/4095). Das hat vor allem
Bedeutung in Regressverfahren, da eine Verrechnung mit HonoraransprÃ¼chen des
Vertragsarztes erst erfolgen kann, wenn Ã¼ber den Widerspruch entschieden ist
(vgl. Ulrich, ebd. unter Hinweis auf Â§ 52 Abs. 2 Satz 2 BMV-Ã�).

MaÃ�geblich kommt es auf die aktuelle, jedenfalls zum Zeitpunkt der BeschlÃ¼sse
des Beschwerdeausschusses und nicht auf die zum Zeitpunkt der PrÃ¼fquartale
geltende Rechtslage an, da es sich bei der Frage der aufschiebenden Wirkung um
Verfahrensrecht handelt.

WirtschaftlichkeitsprÃ¼fungen richten sich grundsÃ¤tzlich nach dem Recht, das im
jeweiligen PrÃ¼fungszeitraum gegolten hat. Soweit der 6. Senat in einer frÃ¼heren
Entscheidung fÃ¼r die rechtliche Beurteilung einer auf die Behandlungsweise
bezogenen WirtschaftlichkeitsprÃ¼fung auf den Zeitpunkt der letzten
Verwaltungsentscheidung abgestellt hat (vgl. BSG, Urt. v. 24.11.1993 â�� 6 RKa
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20/91 â�� SozR 3-2200 Â§ 368n Nr. 6, juris Rdnr. 16), hÃ¤lt er hieran seit 2014 nicht
mehr fest (vgl. BSG, Urt. v. 22.10.2014 â�� B 6 KA 3/14 R â�� BSGE 117, 149 =
SozR 4-2500 Â§ 106 Nr. 48, juris Rdnr. 36 ff.; BSG, Urt. v. 22.10.2014 â�� B 6 KA
8/14 R â�� SozR 4-2500 Â§ 106 Nr. 49, juris Rdnr. 34 ff.). Danach sind fÃ¼r die
PrÃ¼fung der Wirtschaftlichkeit der Verordnungs- oder Behandlungsweise in
PrÃ¼fzeitrÃ¤umen, die vor Inkrafttreten einer GesetzesÃ¤nderung abgeschlossen
waren, die zum frÃ¼heren Zeitpunkt geltenden Rechtsvorschriften maÃ�geblich,
soweit es die materiell-rechtlichen Vorgaben der WirtschaftlichkeitsprÃ¼fung
betrifft, es also um die Frage geht, nach welchen GrundsÃ¤tzen diese PrÃ¼fung
stattfindet und was ihr Gegenstand ist. Etwas anderes gilt lediglich dann, wenn es
um die Gestaltung des PrÃ¼fverfahrens als solches geht (vgl. BSG, Beschl. v.
17.02.2016 â�� B 6 KA 44/15 B â�� juris Rdnr. 8)

Nach BSG, Urt. v. 28.10.2015 â�� B 6 KA 45/14 R â�� SozR 4-2500 Â§ 106 Nr. 53,
juris Rdnr. 23 sind fÃ¼r die WirtschaftlichkeitsprÃ¼fungen von ZeitrÃ¤umen, die
vor dem Inkrafttreten von Gesetzesneufassungen abgeschlossen waren, die zum
frÃ¼heren Zeitpunkt geltenden Rechtsvorschriften maÃ�geblich. Etwas anderes
kommt lediglich fÃ¼r rein verfahrensrechtliche Regelungen (z. B.
Zusammensetzung der fÃ¼r die WirtschaftlichkeitsprÃ¼fung zustÃ¤ndigen
Verwaltungsstelle oder andere Vorschriften Ã¼ber das formelle Verfahren) in
Betracht. Eine rein verfahrensrechtliche Regelung in diesem Sinne ist die
VerkÃ¼rzung der Ausschlussfrist fÃ¼r RichtgrÃ¶Ã�enprÃ¼fungen auf zwei Jahre
nicht. Die uneingeschrÃ¤nkte Anwendung der VerkÃ¼rzung der Ausschlussfrist auf
RichtgrÃ¶Ã�enprÃ¼fungen, die noch nicht bestandskrÃ¤ftig abgeschlossen waren,
hÃ¤tte zur Folge, dass in groÃ�em Umfang rechtmÃ¤Ã�igen Bescheiden
rÃ¼ckwirkend die Grundlage entzogen worden wÃ¤re. Das bedarf zumindest einer
ausdrÃ¼cklichen gesetzlichen Regelung (vgl. auch BSG, Urt. v. 15.08.2012 â�� B 6
KA 45/11 R â�� SozR 4-2500 Â§ 106 Nr. 36, juris Rdnr. 14; BSG, Beschl. v.
28.08.2013 â�� B 6 KA 20/13 B â�� BeckRS 2013, 72757 Rdnr. 11).

Bei der Frage der aufschiebenden Wirkung handelt es sich aber um
Verfahrensrecht, da mit Â§ 106c Abs. 3 Satz 5 SGB V i. d. F. des Art. 2 Nr. 8 GKV-
VSG lediglich der Zeitpunkt der â�� evtl. vorlÃ¤ufigen â�� Einziehung der Forderung
geregelt wird. Von daher unterfÃ¤llt auch der Beschluss des
Beschwerdeausschusses vom 11.09.2019 bzgl. des Arzneimittelkostenregresses
fÃ¼r die Quartale I/14 bis II/15 und II/16 bis IV/16 unter die Neuregelung. Â§ 106
Abs. 5a Satz 11 SGB V a.F., wonach Klagen gegen Entscheidungen des
Beschwerdeausschusses aufgrund von RichtgrÃ¶Ã�enprÃ¼fungen der
Verordnungsweise keine aufschiebende Wirkung hatten, galt im Ã�brigen bereits im
Jahr 2014.

Die PrÃ¼fvereinbarung vom 14.11.2016 (im Folgenden: PV) trifft keine
abweichenden Regelungen. Nach Â§ 30 Abs. 1 PV nimmt letztlich lediglich Bezug
auf Â§ 52 Abs. 2 BMV Ã�. Nach Â§ 30 Abs. 1 PV sind HonorarkÃ¼rzungen nach
Entscheidung durch die PrÃ¼fungsstelle bzw.- im Falle eines Widerspruches- nach
Entscheidung durch den Beschwerdeausschuss zu vollziehen und bei der
Berechnung des Honoraranspruches fÃ¼r das betroffene Abrechnungsquartal zu
berÃ¼cksichtigen. Es gilt Â§ 52 Abs. 2 BMV-Ã�. Bleibt die Einziehung erfolglos, tritt
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die KVH die Forderung â�� soweit sie einer Krankenkasse zusteht â�� an diese ab
und Ã¼bermittelt die zuletzt bekannte Privatanschrift des Arztes.

Soweit nach Â§ 30 Abs. 2 PV die Buchung von Nachforderungen und der sonstigen,
von den PrÃ¼fgremien festgestellten SchadensersatzansprÃ¼che der
Krankenkassen erst nach dem rechtskrÃ¤ftigen Abschluss des PrÃ¼fungsverfahrens
auf Basis des den Krankenkassen rechtzeitig bekanntgegebenen, zwischen den
Vertragspartnern abgestimmten VerteilungsschlÃ¼ssels erfolgt, gilt das Abstellen
auf die Rechtskraft nur fÃ¼r die endgÃ¼ltige Buchung im VerhÃ¤ltnis der
Antragsgegnerin zu den Krankenkassen (vgl. BSG, Beschl. v. 29.08.2011 â�� B 6 KA
18/11 R â�� SozR 4-1500 Â§ 86a Nr. 2, juris Rdnr. 13). Im Ã�brigen kann eine
PrÃ¼fvereinbarung nicht von der Regelung nach Â§ 106c Abs. 3 Satz 5 SGB V
abweichen (vgl. BSG, Beschl. v. 29.08.2011 â�� B 6 KA 18/11 R â�� SozR 4-1500 Â§
86a Nr. 2, juris Rdnr. 13).

Die Rahmenvorgaben treffen ebf. keine abweichenden Regelungen. Nach Â§ 6 Abs.
4 der Rahmenvorgaben nach Â§ 106b Abs. 2 SGB V fÃ¼r die
WirtschaftlichkeitsprÃ¼fung Ã¤rztlich verordneter Leistungen vom 30.11.2015 â��
zuletzt geÃ¤ndert am 10.12.2019 â�� vereinbart zwischen dem Spitzenverband
Bund der Krankenkassen (GKV-Spitzenverband) und der KassenÃ¤rztlichen
Bundesvereinigung (zit. nach https://www.kbv.de/media/sp/Rahmenvorgaben
Wirtschaftlichkeitspruefung.pdf) vollziehen, sofern Nachforderungen festgesetzt
werden, die KassenÃ¤rztlichen Vereinigungen diese nach Vollziehbarkeit des
Bescheides gegenÃ¼ber dem Vertragsarzt durch Aufrechnung mit dessen
VergÃ¼tungsanspruch gegenÃ¼ber der KassenÃ¤rztlichen Vereinigung und kehren
diesen Betrag an die Krankenkassen aus. Zum Verfahren und zu den
Zahlungsfristen verstÃ¤ndigen sich die Vertragspartner der regionalen
Vereinbarungen nach Â§ 106b Abs. 1 SGB V. Dies gilt nicht fÃ¼r Nachforderungen
im Falle einer Beauftragung der PrÃ¼fungsstelle nach Â§ 2 Abs. 7.

Eine Aufrechnung kann auch mit dem Anspruch auf Teilnahme an der Erweiterten
Honorarverteilung erfolgen. Im Kern nehmen auch die inaktiven Ã�rzte, die
frÃ¼heren VertragsÃ¤rzte, weiterhin an der Verteilung der GesamtvergÃ¼tung im
Rahmen der Honorarverteilung teil.

Die "weitere Teilnahme" der inaktiven VertragsÃ¤rzte an der EHV Ã¤hnelt zwar
einer Sozialleistung zur Alterssicherung (vgl. BSG, Urt. v. 19.02.2014 â�� B 6 KA
8/13 R â�� SozR 4-2500 Â§ 85 Nr. 80, juris Rdnr. 43; BSG, Urt. v. 16.07.2008 â�� B 6
KA 38/07 R â�� BSGE 101, 106 = SozR 4-2500 Â§ 85 Nr. 43, juris Rdnr. 38), in ihrem
Rechtscharakter bleibt sie jedoch Honorarverteilung und stellt deshalb keine
Sozialleistungen dar, die dem Vertragsarzt zur Verwirklichung seiner sozialen
Rechte zukommt (vgl. LSG Hessen, Urt. v. 13.07.2011 â�� L 4 KA 52/10 â��
unverÃ¶ff.; LSG Hessen, Urt. v. 15.03.2006 â�� L 4 KA 8/05 -, juris Rdnr. 20; SG
Marburg, Gerichtsb. v. 01.02.2016 â�� S 12 KA 508/14 -, Berufung anhÃ¤ngig: LSG
Hessen â�� L 4 KA 16/16 -; SG Marburg, Beschl. v. 20.12.2013 â�� S 12 KA 578/13
ER -). Mit der EHV wird den ehemaligen VertragsÃ¤rzten nur das zugesichert, was
auch fÃ¼r die aktiven VertragsÃ¤rzte selbstverstÃ¤ndlich ist, dass sie nÃ¤mlich an
der Verteilung der GesamtvergÃ¼tung nach allgemein verbindlichen, vor dem
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jeweiligen Quartal erlassenen Regelungen teilnehmen (vgl. BSG, Urt. v. 16.07.2008
â�� B 6 KA 38/07 R â�� BSGE 101, 106 = SozR 4-2500 Â§ 85 Nr. 43, juris Rdnr. 53).
Wie die aktiven VertragsÃ¤rzte mÃ¼ssen sich auch die Bezieher von Leistungen aus
der an den allgemeinen Verwaltungskosten der Beklagten beteiligen (vgl. BSG, Urt.
v. 12.12.2018 â�� B 6 KA 53/17 R â�� SozR 4-2500 Â§ 87b Nr. 19, juris Rdnr. 48 ff.).

PfÃ¤ndungsgrenzen stehen der Aufrechnung nicht entgegen. Die AltersbezÃ¼ge
des Antragstellers einschlieÃ�lich der EHV-BezÃ¼ge fallen grundsÃ¤tzlich unter den
PfÃ¤ndungsschutz (Â§ 850 Abs. 2 ZPO). Unterhaltsleistungen, die aufgrund
gesetzlicher Verpflichtung gegenÃ¼ber einem Verwandten die
PfÃ¤ndungsfreigrenze von 930 EUR auf bis zu 2.060 EUR monatlich um 350 EUR
fÃ¼r die erste Person und um 195 EUR fÃ¼r die zweite bis fÃ¼nfte Person (Â§ 850c
Abs. 1 ZPO) erhÃ¶hen, sind vom Antragsteller nicht zu zahlen. Vom Einkommen sind
SozialversicherungsbeitrÃ¤ge abzuziehen, BeitrÃ¤ge zur privaten
Krankenversicherung nur insoweit, als sie den Rahmen des Ã�blichen nicht
Ã¼bersteigen (Â§ 850e Abs. 1 Nr. 1 ZPO). Insofern ist zwischen den Beteiligten
unstreitig, dass der KlÃ¤ger noch eine Versorgung vom Ã�rztlichen
Versorgungswerk in HÃ¶he von 1.523,12 EUR monatlich erhÃ¤lt und dass diese
Versorgung ihm auch tatsÃ¤chlich ausgezahlt wird. Einen weitergehenden
PfÃ¤ndungsschutz hat er nicht. Auch unter der BerÃ¼cksichtigung von
KrankenversicherungsbeitrÃ¤gen ist nicht ersichtlich, dass die
PfÃ¤ndungsfreigrenze des Antragstellers verletzt wird.

Ein Anordnungsgrund ist nicht ersichtlich.

Je grÃ¶Ã�er die Erfolgsaussichten der Klage sind, umso geringere Anforderungen
sind an das Aussetzungsinteresse zu stellen. Je geringer umgekehrt die
Erfolgsaussichten der Klage zu bewerten sind, umso schwerwiegender muss das
Interesse des Adressaten des Verwaltungsakts an der aufschiebenden Wirkung sein,
um eine Aussetzung rechtfertigen zu kÃ¶nnen. Kann eine endgÃ¼ltige Prognose
bezÃ¼glich der Erfolgsaussichten (noch) nicht gestellt werden, mÃ¼ssen die
Interessen gegeneinander abgewogen werden (vgl. LSG Bayern, Beschl. v.
30.07.2009 â�� L 12 B 1074/08 KA ER â�� juris Rdnr. 16).

An das Vorliegen eines solchen Anordnungsgrundes werden im Vertragsarztrecht
strenge Anforderungen gestellt. Er kann regelmÃ¤Ã�ig nur beim Drohen erheblicher
irreparabler Rechtsnachteile angenommen werden, die bei honorarrelevanten
MaÃ�nahmen insbesondere dann zu bejahen sind, wenn ohne MaÃ�nahmen des
einstweiligen Rechtsschutzes der notwendige Lebensunterhalt oder die Existenz der
Praxis gefÃ¤hrdet wÃ¤re (vgl. LSG Niedersachsen-Bremen, Beschl. v. 21.10.2003
â�� L 3 KA 447/03 â�� juris, Rdnr. 3). Es reicht nicht aus vorzutragen, die
Verrechnung entziehe dem Praxisbetrieb die kalkulatorischen Grundlagen, wenn
hierzu nichts NÃ¤heres vorgetragen wird, aus dem sich ein irreparabler
Rechtsnachteil ergeben wÃ¼rde (vgl. LSG Berlin-Brandenburg, Beschl. v.
06.11.2009 â�� L 7 KA 104/09 B ER â�� www.sozialgerichtsbarkeit.de = juris Rdnr.
25; LSG Hessen, Beschl. v. 21.12.2009 â�� L 4 KA 77/09 B ER â�� juris Rdnr. 32).
Der Anordnungsgrund als Voraussetzung einer einstweiligen Anordnung setzt das
Fehlen zumutbarer SelbsthilfemÃ¶glichkeiten, zu denen auch der Einsatz eigenen
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VermÃ¶gens gehÃ¶rt, voraus (vgl. LSG Schleswig-Holstein, Beschl. v. 28.03.2011
â�� L 5 KR 20/11 B ER â�� juris Rdnr. 9 f.). Bei einer InteressenabwÃ¤gung ist auch
zu berÃ¼cksichtigen, dass nach dem Willen des Gesetzgebers gem. Â§ 106c Abs. 3
Satz 5 SGB V grundsÃ¤tzlich das Vollzugsinteresse Vorrang gegenÃ¼ber dem
Aussetzungsinteresse genieÃ�t. MaÃ�geblich ist, ob es nach den UmstÃ¤nden des
Einzelfalles fÃ¼r den Betroffenen zumutbar ist, die Entscheidung in der Hauptsache
abzuwarten. Dies ist in Bezug auf honorarrelevante MaÃ�nahmen im
Vertragsarztrecht nur dann nicht der Fall, wenn irreparable Rechtsnachteile zu
erwarten sind. Diese sind insb. anzunehmen, wenn ohne den vorlÃ¤ufigen
Rechtsschutz der notwendige Lebensunterhalt des Antragstellers oder die Existenz
seiner Praxis gefÃ¤hrdet wÃ¤ren (vgl. LSG Hessen, Beschl. v. 08.08.2013 â�� L 4 KA
29/13 B ER â�� juris Rdnr. 73).

Dem Antragsteller verbleibt nach der Aufrechnung monatlich ein Betrag, der Ã¼ber
der PfÃ¤ndungsfreigrenze liegt. Zu berÃ¼cksichtigen ist ferner, dass er nach seinen
eigenen Angaben zusammen mit seiner Ehefrau ein Haus besitzt, in dem er auch
wohnt, so dass monatliche Mietzahlungen nicht anfallen. Soweit er vortrÃ¤gt, es sei
zu erheblichen finanziellen EngpÃ¤ssen gekommen, wird dies nicht nÃ¤her
dargelegt. Allein hieraus folgt jedenfalls keine Unzumutbarkeit der Aufrechnung.

Nach allem war der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung abzuweisen.

Die Kostenentscheidung fÃ¼r das einstweilige Anordnungsverfahren beruht auf Â§
197a SGG i. V. m. Â§ 154 Abs. 1 VwGO. Der unterliegende Teil trÃ¤gt die Kosten des
Verfahrens.

Die Streitwertfestsetzung fÃ¼r das einstweilige Anordnungsverfahren beruht auf
den gesetzlichen Vorgaben.

In Verfahren vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit ist, soweit nichts anderes
bestimmt ist, der Streitwert nach den sich aus dem Antrag des KlÃ¤gers fÃ¼r ihn
ergebenden Bedeutung der Sache nach Ermessen zu bestimmen. Bietet der Sach-
und Streitwert fÃ¼r die Bestimmung des Streitwerts keine genÃ¼genden
Anhaltspunkte, so ist ein Streitwert von 5.000,00 Euro anzunehmen (Â§ 52 Abs. 1
und 2 GKG).

Der wirtschaftliche Wert folgt aus der HÃ¶he des strittigen Aufrechnungsbetrags.
Dieser Betrag war fÃ¼r das einstweilige Anordnungsverfahren zu dritteln. Dies
ergab den festgesetzten Wert.

Erstellt am: 27.08.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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